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» Änderungen 2019 »
Ein Jahr ist die Regierung nun im Amt und einige der angekündigten Maß-
nahmen wurden bereits umgesetzt. Positiv zu erwähnen ist sicherlich die 
Arbeitszeitflexibilisierung, wenn auch hier noch Unklarheiten in der Umset-
zung bestehen, die die Gerichte klären werden müssen. Auch die Senkung 
des Umsatzsteuersatzes für den Tourismus war ein richtiger Schritt, ebenso 
wie die Reform der Sozialversicherungen.

Spannend wird es im heurigen Jahr: Das Einkommensteuergesetz soll neu 
kodifiziert werden und wir hoffen, dass es wirklich zu den angekündigten 
Vereinfachungen kommt. Unser Berufsstand ist jedenfalls in die Gesetz-
werdung eingebunden und kann hoffentlich seine Erfahrungen einfließen 
lassen. Besonderes Augenmerk soll hierbei auf die dringend nötige Verein-
fachung der Lohnverrechnung gelegt werden.

Jedenfalls wird es ab 1. Jänner 2020 zu Änderungen bei den Prüfungen 
der Lohnabgaben kommen: Anstelle der Prüfungen durch Gebietskran-
kenkassen, Finanzamt oder Gemeinden tritt nun der neue Prüfdienst für 
lohnabhängige Abgaben und Beiträge – kurz PLAB. Somit wird dann end-
lich nur mehr eine Stelle die lohnabhängigen Abgaben überprüfen. Es wird 
auch überlegt, sämtliche lohnabhängige Abgaben zu einer einheitlichen 
Dienstgeberabgabe zusammenzufassen, was wirklich eine Vereinfachung 
darstellen würde. 

Seien wir also gespannt, wie die in Vorbereitung befindlichen Änderungen 
ausfallen und umgesetzt werden.
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Für viele Händler sind Gutscheine ein gutes 
Geschäft. Aber zu welchem Zeitpunkt 
müssen Gutscheine in der Registrierkasse 
erfasst werden? Schon bei der Ausgabe des 
Gutscheines oder erst bei der Einlösung?

Laut Erlass des Bundesministeriums 
für Finanzen (BMF) ist hierbei zu un-
terscheiden, ob ein Wertgutschein (Ge-
schenkbon, Geschenkmünze) oder ein 
sonstiger Gutschein (z. B. Eintrittskarte 
für eine konkrete Veranstaltung, Fahr-
schein) vorliegt. 

Wertgutscheine

Wertgutscheine, wie etwa Geschenk-
münzen im Wert von EUR 100,00, be-
rechtigen zum späteren Bezug von 
Waren nach freier Wahl oder von nicht 
konkretisierten Dienstleistungen. Der 
Verkauf von Gutscheinen dieser Katego-
rie stellt noch keinen steuerbaren Vor-
gang dar. Es handelt sich hier steuerlich 
weder um einen Ertrag noch um einen 
umsatzsteuerpflichtigen Vorgang. Da 
kein Umsatz erfolgt, muss der Verkauf 
daher zu diesem Zeitpunkt auch noch 
nicht in der Registrierkasse erfasst oder 
ein Beleg darüber erstellt werden.

Ab 1.1.2019 ist pro versicherter Person 
eine monatliche Beitragsgrundlagenmel-
dung (mBGM) zu übermitteln. Diese mo-
natliche Beitragsgrundlagenmeldung er-
setzt die monatliche Beitragsnachweisung 
sowie den Beitragsgrundlagennachweis 
und komplettiert auch die Anmeldung von 
Dienstnehmern. Dadurch sollen vor allem 
die Meldeverpflichtungen der Dienstge-
ber und sonstigen meldepflichtigen Stel-
len reduziert werden. 

Selbstabrechnerbetriebe

Selbstabrechnerbetriebe haben ab 
1.1.2019 für jede versicherte Person pro 
Kalendermonat eine monatliche Bei-
tragsgrundlagenmeldung bis zum 15. 
des Folgemonats zu übermitteln.

Wird ein Beschäftigungsverhältnis nach 
dem 15. des Eintrittsmonates aufge-
nommen, endet die Frist erst mit dem 
15. des übernächsten Monats. Bei „fall-
weise Beschäftigten“ ist die mBGM bis 
zum 7. des Folgemonats zu melden.

Allerdings ist die Erfassung derartiger 
Bareingänge in der Registrierkasse trotz-
dem zweckmäßig, weil damit eine lü-
ckenlose Aufzeichnung aller Bareingän-
ge gewährleistet werden kann und sich 
eine zusätzliche Aufzeichnung dieser 
Bareingänge somit erübrigt.

Erfolgt eine Erfassung des Verkaufs des 
Wertgutscheins in der Registrierkasse, 
ist die Barzahlung mit der Bezeichnung 
„Bonverkauf“ als Null-Prozent-Umsatz 
zu behandeln. Erst im Zeitpunkt der Ein-
lösung ist der Wertgutschein als Barum-
satz zu erfassen, weil dann die Lieferung 
oder sonstige Leistung erbracht wird. 

Sonstige Gutscheine für
bereits konkretisierte Leistungen

Ist die Lieferung oder sonstige Leistung 
beim Verkauf eines sonstigen Gut-
scheins bekannt und eindeutig kon-
kretisiert, ist deren Verkauf bereits als 
Barumsatz anzusehen und daher in der 
Registrierkasse zu erfassen, sowie ein 
Beleg darüber auszustellen. Zur Konkre-
tisierung reicht die genaue eindeutige 
Bezeichnung der Art der Lieferung oder 
sonstigen Leistung aus.

Abweichend hiervon ist für „fallweise 
Beschäftigte“ auch die Bekanntgabe der 
Versicherungstage bis zum 7. des Folge-
monats und anschließender Abgabe der 
Beitragsgrundlagen und der zu entricht-
enden Beiträge bis zum 15. des Folgemo-
nats zulässig (Storno samt Neumeldung).

Vorschreibebetriebe

Bei Vorschreibebetrieben endet die Frist 
bereits am 7. des Folgemonats. In den 
folgenden Monaten hat für dieselbe ver-
sicherte Person bei Vorschreibebetrie-
ben nur dann eine mBGM zu erfolgen, 
wenn sich beispielsweise die Beitrags-
grundlage ändert.

Änderungen im Melde- und
Abrechnungsverfahren

Mit der Einführung der monatlichen Bei-
tragsgrundlagenmeldung ab 1.1.2019 
kommt es zusätzlich zu einer Vielzahl 
von weiteren Änderungen im Melde- 
und Abrechnungsverfahren, die für Ar-
beitgeber und Lohnverrechner Umstel-

lungen erforderlich machen. So wird 
sich etwa durch die Umstellung auf die 
monatliche Beitragsgrundlagenmel-
dung auch das Anmeldesystem ändern. 

Während bis zum 31.12.2018 die Anmel-
deverpflichtung auf zwei Arten erfolgen 
konnte, nämlich entweder durch Über-
mittlung der Vollanmeldung vor Dien-
stantritt oder durch Übermittlung der 
Mindestangaben-Anmeldung vor Dien-
stantritt und anschließender Vollanmel-
dung, ist ab dem 1.1.2019 nur noch eine 
„reduzierte Anmeldung“ vor Dienstantritt 
erforderlich. Diese reduzierte Anmeldung 
wird dann durch die monatliche Beitrags-
grundlagenmeldung komplettiert. 

ECA-Hinweis:

Für Details zu sämtlichen bevorste-
henden Änderungen stehen wir Ihnen 
gerne zur Verfügung. Wir unterstützen 
Sie auch gerne bei der Umsetzung in 
Ihrem Betrieb.

»Müssen Gutscheine in der Registrierkasse
erfasst werden? »

»Sozialversicherung: Ab 1.1.2019 monatliche Beitragsgrundlagenmeldung »

»Registrierkasse:
Prüfung des
Jahresbeleges »
Gemäß Registrierkassensicherheitsverord-
nung ist man verpflichtet, jährlich eine 
Belegprüfung durchzuführen.

Diese Belegprüfung muss mit dem Jah-
resabschlussbeleg durchgeführt wer-
den. Als Jahresabschlussbeleg dient der 
Monatsabschluss vom Dezember, unab-
hängig vom Wirtschaftsjahr.

Mit Ablauf jedes Kalenderjahres ist der 
Monatsbeleg, der den Zählerstand zum 
Jahresende enthält (Jahresbeleg), aus-
zudrucken, zu prüfen und gemäß § 132 
BAO aufzubewahren. Es muss der Mo-
natsabschluss des Dezembers (= letzter 
Beleg des Jahres), jedenfalls bis späte-
stens 15.02. des folgenden Kalender-
jahres, mit der Belegcheck-App geprüft 
werden!
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>WWW.ECA.AT
Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe.

»Betriebsübertragungen: Rechtssicherheit
bei Trennung von Grund & Boden und Gebäude »
2018 wurde eine gesetzliche Grundlage geschaffen, aus umgründungssteuerlicher Sicht eine 
Trennung von Grund und Boden und dem betrieblich genutzten Gebäude zu ermöglichen.

Wird der Betrieb eines Einzelunternehmens gemeinsam mit dem bisher betrieblich 
genutzten Gebäude auf eine GmbH übertragen, so kann dies unter Anwendung der 
begünstigenden Bestimmungen des Umgründungssteuergesetzes erfolgen.

Mit dem Jahressteuergesetz 2018 wurde die gesetzliche Grundlage geschaffen, die 
aus umgründungssteuerlicher Sicht eine Trennung von Grund und Boden und dem 
betrieblich genutzten Gebäude im Rückwirkungszeitraum ermöglicht. Damit kann 
der Grund und Boden im Privatvermögen des einbringenden Unternehmers zurück-
behalten und lediglich das für die betrieblichen Zwecke notwendige Gebäude auf die 
GmbH übertragen werden, wodurch sich für den Steuerpflichtigen zahlreiche steuer-
liche Vorteile ergeben können.

•  Die Entnahme des Grund und Bodens aus dem Betriebsvermögen erfolgt zu Buch-

werten, wodurch es zu keiner zusätzlichen Steuerbelastung kommt. Würde hingegen 

auch das Gebäude im Privatvermögen zurückbehalten und nicht auf die GmbH über-

tragen werden, käme es hinsichtlich des Gebäudes zu einer Aufdeckung der stillen 

Reserven. Der Unterschiedsbetrag zwischen dem Teilwert (dieser entspricht in etwa 

dem Verkehrswert) und dem Buchwert des Gebäudes wäre – ähnlich wie bei einem 

Verkauf – mit 30 % Immobilienertragsteuer zu versteuern. 

•  Überdies kann bei Übertragung der Liegenschaft auf die GmbH ein höherer AfA-Satz 

von bis zu 2,5% pro Jahr geltend gemacht werden. Im Vergleich dazu wäre bei einem 

Zurückbehalten des Gebäudes im Privatvermögen samt anschließender Vermietung 

an die GmbH lediglich eine AfA von 1,5% pro Jahr als Werbungskosten steuerlich 

absetzbar. 

•  Darüber hinaus können künftige Gewinnausschüttungen in Form von kapitalertrag-

steuerfreien Einlagenrückzahlungen zusätzlich in Höhe des Buchwertes des übertra-

genen Gebäudes vorgenommen werden.

•  Ein weiterer Vorteil liegt darin, dass Verluste, die aufgrund hoher Instandhaltungs- 

und Instandsetzungsaufwendungen entstehen, auf Ebene der GmbH vorgetragen

und in Folgejahren mit steuerpflichtigen Einkünften verrechnet werden können.

Ein entsprechender Verlustvortrag im privaten Bereich ist jedoch nicht möglich.

Die Trennung von Grund und Boden und Gebäude kann zivilrechtlich mittels eines 
nachträglichen Baurechts erfolgen. Im Rahmen der Anwendung des Umgründungs-
steuerrechts ist darauf zu achten, dass

1. der Einbringungsvertrag und der Baurechtsvertrag aufeinander Bezug nehmen, 

2. das Gesuch auf Einverleibung des Baurechts im Rückwirkungszeitraum der Umgrün-

dung (somit also im Zeitraum zwischen dem Umgründungsstichtag und dem Tag der 

Unterfertigung des Einbringungsvertrages) gestellt werden muss und  

3. das Baurecht in weiterer Folge auch tatsächlich eingetragen wird.

Ob bzw. inwieweit im Rahmen einer Umgründung Liegenschaften überhaupt auf eine 
GmbH übertragen werden oder (teilweise) im Privatvermögen zurückbehalten wer-
den sollen, ist jedoch stets anhand der konkreten Umstände zu beurteilen.

»Essenszuschüsse
für Arbeitnehmer »
In einem aktuellen Judikat hat der Ver-
waltungsgerichtshof festgelegt, dass Zu-
schüsse für Mahlzeiten nicht in bar erfol-
gen dürfen.

Ein Arbeitgeber kann seinen Arbeit-
nehmern steuerfrei Essenszuschüsse 
(Gutscheine) gewähren. Dies gilt un-
abhängig davon, ob die freien oder 
verbilligten Mahlzeiten im Betrieb des 
Arbeitgebers verabreicht werden (z. B. 
Werksküche) oder ob die Mitarbeiter au-
ßerhalb des Betriebes in Gaststätten das 
Essen zu sich nehmen. 

Zuschüsse zur Einnahme von 
Mahlzeiten in Gaststätten
Gutscheine für Mahlzeiten bleiben bis 
zu einem Wert von EUR 4,40 pro Arbeits-
tag steuerfrei, wenn die Gutscheine nur 
am Arbeitsplatz oder in einer Gaststät-
te zur dortigen Konsumation eingelöst 
werden. Als Gaststätten gelten solche, 
die an dem jeweiligen Arbeitstag ein 
Vollmenü, das einem üblichen Kanti-
nenessen (Suppe oder Vorspeise und 
Hauptspeise) entspricht, anbieten. 

Erfolgt nun die Gewährung von Zuschüs-
sen zur Einnahme von Mahlzeiten in 
Gaststätten durch den Arbeitgeber nicht 
durch Essensbons, sondern durch Über-
gabe von Bargeldbeträgen an Arbeitneh-
mer, die die Einnahme von verbilligten 
Mahlzeiten in Gaststätten am Betriebs-
standort und an Montageorten durch 
Zuzahlung von EUR 4,40 ermöglichen, so 
liegt nach Ansicht des Verwaltungsge-
richtshofes (VwGH) durch die Barzahlung 
kein steuerfreier Essenszuschuss vor.

Somit ist die Gewährung von Zuschüs-
sen in bar zur Einnahme von Mahlzeiten 
in Gaststätten nicht von der Steuerbe-
freiung erfasst, sondern als Sachbezug 
beim Arbeitnehmer zu versteuern.

ECA-Steuertipp:

Ausgehend von durchschnittlich 18 Ar-
beitstagen pro Monat können Sie Ihren 
Mitarbeitern Essensbons im Ausmaß 
von rund EUR 950,00 pro Jahr zur Ver-
fügung stellen.
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Im Wandel der Zeit gut beraten.


